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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/2097, 16/2606 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgeset-
zes und des Bayerischen Mediengesetzes 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes 

Das Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts „Der Bayerische Rund-
funk“ (Bayerisches Rundfunkgesetz – BayRG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl 
S. 792, BayRS 2251-1-S), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 2. April 2009 (GVBl S. 50), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Art. 2 

(1) 1Aufgabe des Bayerischen Rundfunks ist die Her-
stellung und Verbreitung von Hörfunkprogrammen, 
Fernsehprogrammen und Telemedien. 2Es gelten die 
§§ 11 bis 11f des Rundfunkstaatsvertrags. 3Zuständiges 
Gremium der Rundfunkanstalt im Sinn des § 11f des 
Rundfunkstaatsvertrags ist der Rundfunkrat; das Nähe-
re regelt die Satzung des Bayerischen Rundfunks. 

(2) Der Bayerische Rundfunk veranstaltet das Dritte 
Fernsehprogramm „Bayerisches Fernsehen“, das Spar-
tenprogramm „BR-alpha“ mit dem Schwerpunkt Bil-
dung, das ARD-Gemeinschaftsprogramm sowie die 
sonstigen auf Grund staatsvertraglicher Ermächtigung 
veranstalteten Programme. 

(3) 1Der Bayerische Rundfunk veranstaltet bis zu zehn 
terrestrisch verbreitete Hörfunkprogramme. 2Davon 
werden bis zu fünf Hörfunkprogramme analog und fünf 
Hörfunkprogramme ausschließlich in digitaler Technik 
verbreitet. 3Jedes Programm muss einen der folgenden 
Schwerpunkte haben: 

─ populäre Musik und Unterhaltung, 
─ Kultur, 
─ Musik für ein jüngeres Publikum, 
─ klassische Musik, 
─ Nachrichten und Informationen, 
─ Inhalt für ein älteres Publikum, 
─ Bildung, Wissen und Gesellschaft, 
─ Service, Beratung und Ereignisse, 
─ Bayern und Regionales, 
─ Jugend. 
4Das Gesamtangebot muss alle Schwerpunkte abde-
cken. 5Der Rundfunkrat legt die Programmrichtlinien 
fest. 
(4) Der Austausch eines in digitaler Technik verbreite-
ten Hörfunkprogramms gegen ein in analoger Technik 
verbreitetes Hörfunkprogramm ist zulässig, wenn die 
Anzahl der analogen Hörfunkprogramme nicht vergrö-
ßert wird und dadurch insgesamt keine Mehrkosten 
entstehen. 
 

Art. 3 

(1) Der Bayerische Rundfunk ist gehalten, mit den an-
deren deutschen Rundfunkanstalten in allen Bereichen 
zusammenzuarbeiten, welche die gemeinsame Durch-
führung von Aufgaben voraussetzen. 

(2) Für kommerzielle Tätigkeiten und die Beteiligung 
an Unternehmen gelten die §§ 16a bis 16e des Rund-
funkstaatsvertrags. 

(3) 1An bayerischen Anbietern mit lokal, regional oder 
landesweit verbreiteten Rundfunkprogrammen darf sich 
der Bayerische Rundfunk nur mit weniger als 25 v.H. 
der Kapital- und Stimmrechtsanteile beteiligen. 2Die 
für den Bayerischen Rundfunk maßgebenden Pro-
grammgrundsätze gelten in diesen Fällen entsprechend. 
3Die Befugnisse der Bayerischen Landeszentrale für 
neue Medien nach Art. 26 des Bayerischen Medienge-
setzes bleiben unberührt. 

(4) 1Der Bayerische Rundfunk kann in Erfüllung seiner 
Aufgaben mit anderen Rundfunkveranstaltern oder Un-
ternehmen zusammenarbeiten. 2Er kann insbesondere 
in Erfüllung seiner Aufgaben zum Erwerb, zur Herstel-
lung und zur wirtschaftlichen Verwertung von Rund-
funkproduktionen und der damit zusammenhängenden 
Rechte mit Dritten zusammenarbeiten. 3Er darf Rund-
funkproduktionen nicht hauptsächlich zum Zweck der 
wirtschaftlichen Verwertung erwerben, herstellen oder 
herstellen lassen.“ 
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2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 4 Satz 4 werden die Worte „§§ 16a“ durch 

die Worte „§§ 16f“ ersetzt. 
b) Es wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) 1Der Bayerische Rundfunk ist berechtigt, bei 
seinen Fernsehprogrammen ganztägig die Leerzei-
len des Fernsehsignals auch für Fernsehtext zu nut-
zen. 2Werbung und Sponsoring finden im Fernseh-
text nicht statt.“ 

3. Art. 4a wird aufgehoben. 

4. Art. 7 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Im Übrigen gilt § 19a des Rundfunkstaatsver-
trags.“ 

5. Art. 24 wird wie folgt geändert: 
a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 
b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Zum Abschluss des Drei-Stufen-Tests nach 
§ 11f des Rundfunkstaatsvertrags entscheidet die 
Rechtsaufsicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Beschluss des Rundfunkrats, ob Einwände hin-
sichtlich der Rechtmäßigkeit des Beschlusses be-
stehen.“ 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Gesetz über die Entwicklung, Förderung und Veran-
staltung privater Rundfunkangebote und anderer Teleme-
dien in Bayern (Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 
(GVBl S. 799, BayRS 2251-4-S), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 2. April 2009 (GVBl S. 50), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  
a) Die Überschrift zu Art. 2 erhält folgende Fassung: 

„Öffentlich-rechtliche Trägerschaft, Organisation“ 
b) Die Überschrift zu Art. 41 erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsrege-
lungen, Zuständigkeitsregelung“ 

2. Art. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Es gelten die Begriffsbestimmungen des § 2 
des Rundfunkstaatsvertrags. 2Nicht unter den 
Rundfunkbegriff im Sinn des Rundfunkstaatsver-
trags fallen Angebote, die sich auf ein Gebäude 
oder einen zusammengehörenden Gebäudekomplex 
beschränken und in einem funktionellen Zusam-
menhang mit den dort zu erfüllenden Aufgaben ste-
hen.“ 

b) Abs. 4 wird aufgehoben. 

3. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Öffentlich-rechtliche Trägerschaft, Organisation“ 

b) Abs. 3 wird aufgehoben. 

4. In Art. 3 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Anbie-
ter“ die Worte „oder Veranstalter“ eingefügt. 

5. In Art. 8 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „gelten“ 
die Worte „§ 1 Abs. 3 und“ eingefügt. 

6. Art. 25 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) 1Bei der Organisation lokaler und regionaler Rund-
funkangebote achtet die Landeszentrale auf Programm-
vielfalt und auf tragfähige wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen. 2Bei der herkömmlichen Rundfunkverbrei-
tung solcher Programme über Terrestrik, Kabel oder 
Satellit sollen geschlossene Gesamtprogramme entste-
hen.“ 

7. In Art. 31 Satz 1 und Art. 32 Abs. 1 wird das Wort „In-
Kraft-Treten“ jeweils durch das Wort „Inkrafttreten“ 
ersetzt. 

8. Art. 33 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Der Betreiber einer Kabelanlage, die der Verbrei-
tung oder Weiterverbreitung von Rundfunk oder Tele-
medien in 10 oder mehr Wohneinheiten dient, hat der 
Landeszentrale den Betrieb einen Monat vor Betriebs-
beginn anzuzeigen. 2Der Betreiber einer Kabelanlage 
mit einer Kapazität von mehr als 15 Fernsehkanälen, an 
die mehr als 5.000 Wohneinheiten angeschlossen sind, 
hat auf Anforderung der Landeszentrale einen analogen 
Fernsehkanal, bei digitaler Verbreitung wahlweise die 
digitale Übertragungskapazität für ein Fernsehpro-
gramm unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 3Der 
Betreiber einer Kabelanlage mit einer Kapazität von 
mindestens 20 Hörfunkkanälen, an die mehr als 50.000 
Wohneinheiten angeschlossen sind, hat auf Anforde-
rung der Landeszentrale einen analogen Hörfunkkanal, 
bei digitaler Verbreitung wahlweise die digitale Über-
tragungskapazität für ein Hörfunkprogramm unentgelt-
lich zur Verfügung zu stellen. 4Die Unentgeltlichkeit 
gilt nicht für die Heranführung. 5Kanäle oder Übertra-
gungskapazitäten nach den Sätzen 2 und 3 sind für An-
gebote nach Art. 3 Abs. 5 Satz 2 sowie für lokale oder 
regionale Angebote zu nutzen.“ 

9. Art. 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „ein Telemedium“ 
durch die Worte „wahlweise ein Teleshoppingpro-
gramm oder ein Telemedium“ ersetzt. 

b) Im einleitenden Satzteil des Satzes 2 werden nach 
dem Wort „und“ die Worte „mit wahlweise einem 
Teleshoppingprogramm oder“ eingefügt. 



Drucksache  16/2785 Bayerischer Landtag 16. Wahlperiode Seite 3 

10. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Eu-
ro kann belegt werden, wer als Anbieter lan-
desweit, regional oder lokal verbreiteter Pro-
gramme vorsätzlich oder fahrlässig einen der 
in § 49 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 10, Nr. 16 ers-
ter Halbsatz und Nrn. 19 bis 24 des Rundfunk-
staatsvertrags in Verbindung mit Art. 7, 8 und 
20 bezeichneten Verstöße begeht, wer als An-
bieter landesweit, regional oder lokal verbrei-
teter Programme einen in § 49 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 5 des Rundfunkstaatsvertrags in Verbin-
dung mit Art. 9 bezeichneten Verstoß begeht, 
wer als Anbieter landesweit verbreiteter Fern-
sehprogramme vorsätzlich oder fahrlässig ei-
nen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 16 zweiter 
und dritter Halbsatz, Nrn. 17 und 18 des Rund-
funkstaatsvertrags bezeichneten Verstöße be-
geht und wer als Anbieter landesweiter, regio-
naler oder lokaler Hörfunkprogramme vorsätz-
lich oder fahrlässig den in § 49 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 17 des Rundfunkstaatsvertrags bezeichne-
ten Verstoß begeht.“ 

bb) In Satz 3 werden die Worte „500.000 €“ durch 
die Worte „fünfhunderttausend Euro“ ersetzt.  

b) In Abs. 2 werden die Worte „50.000 €“ durch die 
Worte „fünfzigtausend Euro“ ersetzt. 

11. In Art. 38 werden die Sätze 3 und 4 aufgehoben. 

12. Die Überschrift des Art. 41 erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelungen, 
Zuständigkeitsregelung“ 

 

§ 3 

Inkrafttreten,  
Außerkrafttreten,  

Übergangsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

(2) 1Art. 11 Satz 2 Nr. 8 Satz 2 und Art. 23 des Bayerischen 
Mediengesetzes in der bis zum 31. Dezember 2009 gelten-
den Fassung gelten bis zum 31. Dezember 2012 fort. 2Die 
Landeszentrale leistet zur Förderung nach Art. 23 des Baye-
rischen Mediengesetzes im Jahr 2010 einen Beitrag von 
einer halben Million Euro, im Jahr 2011 einen Beitrag von 
einer Million Euro und im Jahr 2012 einen Beitrag von 
zwei Millionen Euro.    

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 


